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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl II 269/2023 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Verordnung über die Lehrpläne der 
Volksschule und der Sonderschulen und die Verordnung über die Lehrpläne für Minderheiten-Volksschulen und für den Un-
terricht in Minderheitensprachen in Volksschulen in den Bundesländern Burgenland und Kärnten geändert werden 

 

BGBl II 270/2023 

Verordnung des Vorstands der E-Control, mit der die Gas-Marktmodell-Verordnung 2020 geändert wird (GMMO-VO 2020 – 
Novelle 2023) 

 

BGBl II 271/2023 

Verordnung des Vorstands der E-Control, mit der die RfG Anforderungs-VO geändert wird (RfG-Anforderungs-VO – 1. Novelle 
2023) 

 

BGBl II 272/2023 

Verordnung des Vorstands der E-Control, mit der die Gas-Monitoring-Verordnung 2017 geändert wird 

 

BGBl II 273/2023 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen, mit der die BuLVwG-Eingabengebührverordnung geändert wird 

 

BGBl II 274/2023 

Verordnung des Bundeseinigungsamts beim Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft, mit der der Kollektivvertrag für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der privaten Bildungseinrichtungen zur Satzung erklärt wird 

 

BGBl II 275/2023 

Verordnung des Vorstands der E-Control, mit der das Clearingentgelt für die Erfüllung der Aufgaben eines Bilanzgruppenkoor-
dinators im Erdgasbereich festgesetzt wird (Erdgas-Clearingentgelt-Verordnung 2023) 
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BGBl II 276/2023 

Verordnung des Vorstands der E-Control, mit der die Clearinggebühr für die Erfüllung der Aufgaben eines Bilanzgruppenkoor-
dinators festgesetzt wird (Clearinggebühr-Verordnung 2023) 

 

BGBl II 277/2023 

Verordnung der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH, mit der die Kommunikationsparameter-, Entgelt- und Mehr-
wertdiensteverordnung 2009 (KEM-VO 2009) geändert wird 

 

BGBl II 278/2023 

Verordnung des Bundeseinigungsamts beim Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft, mit der der Kollektivvertrag des 
Österreichischen Roten Kreuzes 2023 zur Satzung erklärt wird 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 229 v 18.09.2023, 1 

Verordnung (EU) 2023/1781 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 zur Schaffung eines 
Rahmens für Maßnahmen zur Stärkung des europäischen Halbleiter-Ökosystems und zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2021/694 (Chip-Gesetz) 

 

ABl L 231 v 20.09.2023, 1 

Richtlinie (EU) 2023/1791 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 zur Energieeffizienz und 
zur Änderung der Verordnung (EU) 2023/955 (Neufassung) 

 

ABl L 232 v 20.09.2023, 1 

Endgültiger Erlass (EU, Euratom) 2023/1752 des Berichtigungshaushaltsplans Nr 2 der Europäischen Union für das 
Haushaltsjahr 2023 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
13.06.2023, E 214/2023 ua 

AsylG; VertriebenenVO; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Anwend-
barkeit der VertriebenenVO; Verkennung des Umstands, dass der Wohnsitz in der Ukraine – trotz seines kurzzeitigen Verlas-
sens – nicht aufgegeben wird 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
20.06.2023, Ra 2023/03/0021 

WaffenG; ein Bedarf für die Ausstellung eines Waffenpasses ist gem § 22 Abs 2 Z 2 WaffenG jedenfalls dann gegeben, wenn 
es sich um ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdiensts handelt; von Organen des öffentlichen Sicherheitsdiensts iSd § 5 SPG, 
auf den § 22 Abs 2 Z 2 WaffenG verweist, sind auch Polizeischüler erfasst; nach dem VwGH ist diese Bestimmung aber 
einschränkend auszulegen; der Gesetzgeber ging davon aus, dass Polizisten aufgrund ihrer Tätigkeit auch außerhalb des 
Diensts einer erhöhten Gefährdung unterliegen, darüber hinaus auch gegebenenfalls verpflichtet sind, sich in den Dienst zu 
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stellen, und zudem im Umgang mit Waffen umfassend geschult und geübt sind; in diesen vom Gesetzgeber genannten Ge-
sichtspunkten unterscheiden sich Polizeischüler aber von fertig ausgebildeten Polizisten; um unsachliche Gleichbehandlung 
von fertig ausgebildeten Polizisten und Polizeischülern zu vermeiden, ist § 22 Abs 2 Z 2 leg cit einschränkend auszulegen 

 

21.08.2023, Ra 2023/07/0039 

WasserrechtsG; Bf vor dem VwG hat keinen Anspruch auf die bloße Feststellung der Gesetzwidrigkeit des angefochtenen 
Bescheids; VwG ist ebenfalls nicht berufen, eine Entscheidung lediglich über abstrakt-theoretische Rechtsfragen zu treffen, 
denen keine praktische Relevanz mehr zukommen kann; mit dem nach der Beschwerdeerhebung, jedoch noch vor Erlassung 
des angefochtenen Erkenntnisses mit Bescheid erfolgten, auf § 27 Abs 4 WasserrechtsG gestützten Entzug der – vom Rw mit 
seiner Beschwerde bekämpften – wasserrechtlichen Bewilligung des Mitbeteiligten fehlte es dem Rw im Zeitpunkt der Erlassung 
des angefochtenen Erkenntnisses am Rechtsschutzbedürfnis; zu einer bloß abstrakten objektiven Rechtskontrolle ist das VwG 
nicht berufen 

 

24.08.2023, Ra 2022/22/0086 

Niederlassungs- und AufenthaltsG; VwGVG; Verletzung der Obliegenheit einer Partei zur Mitwirkung bei der Feststellung 
des maßgeblichen Sachverhalts enthebt die belangte Behörde nicht von ihrer Verpflichtung, den entscheidungswesentlichen 
Sachverhalt überhaupt festzustellen; VwG hätte daher im vorliegenden Fall die nicht erfolgte Vorlage einzelner Unterlagen nicht 
als schuldhaftes Verhalten der Rw im Rahmen der Abwägung des überwiegenden Verschuldens iSd § 8 Abs 1 VwGVG wer-
ten dürfen, das die belangte Behörde an der fristgerechten Entscheidung gehindert hat; vielmehr hätte die belangte Behörde 
(bzw das VwG) eine allenfalls unterbliebene Mitwirkung der Rw würdigen und ihre (im Fall einer fehlenden Mitwirkung allenfalls 
auch negative) Entscheidung innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Entscheidungsfrist treffen müssen 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
BVwG 25.08.2023, L511 2276029-1  

SchulpflichtG; § 11 Abs 6 SchulpflichtG sieht vor, dass die Bildungsdirektion gleichzeitig mit der Untersagung der Teilnahme 
am Unterricht an einer Privatschule ohne Öffentlichkeitsrecht oder der Teilnahme an häuslichem Unterricht anzuordnen hat, 
dass das Kind seine Schulpflicht iSd § 5 leg cit zu erfüllen hat; wenngleich eine res judicata vorliegt, da die Erfüllung der 
Schulpflicht bereits rechtskräftig angeordnet wurde, ist der Bf durch den gesetzlich angeordneten erneuten Abspruch nicht in 
seinen subjektiven Rechten verletzt 

 

LVwG Nö 31.08.2023, LVwG-AV-1430/001-2022 

EpidemieG; bereits aus der Wortfolge „vom Tag der Aufhebung“ und nicht etwa „nach dem Tag der Aufhebung“ in § 49 Abs 
1 EpidemieG ist ableitbar, dass nach der Intention des Gesetzgebers die Frist noch mit dem konkret im Absonderungsbescheid 
bezeichneten Tag des Endes des Absonderungszeitraums zu laufen beginnen sollte; nicht etwa erst ab dem darauffolgenden 
Tag, an dem die behördliche Maßnahme bloß faktisch nicht mehr existent ist 

 

LVwG Nö 05.09.2023, LVwG-AV-112/001-2023 

WasserrechtsG; auch kraft Gesetzes als bewilligt geltende Anlagen fallen in den Anwendungsbereich des § 50 Wasser-
rechtsG und somit kommt hinsichtlich solcher Anlagen ein Instandhaltungsauftrag nach § 138 Abs 1 lit a leg cit in Betracht; 
„kleine Wirtschaftsbrücke und -stege“ werden im Gesetz nicht definiert; dem Gesetz ist nicht zu entnehmen, dass die Ausnahme 
für eine derartige Anlage auch dann gelten soll, wenn der ursprüngliche Zweck wegfällt und die Brücke nur anderen als wirt-
schaftlichen Betätigungen dient; es kann daher dahingestellt bleiben, ob eine Brücke vormals als Wirtschaftsbrücke zu quali-
fizieren war 

 

LVwG Nö 05.09.2023, LVwG-S-1482/001-2023 

Nö BestattungsG; der Begriff „Naturbestattungsanlage“ iSd § 20 Abs 1 Nö BestattungsG ist nicht formal zu betrachten; 
Naturbestattungsanlagen können auch ohne Bewilligung faktisch bestehen, dieser Zustand wird aber verwaltungsstrafrecht-
lich sanktioniert 
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LVwG Oö 31.07.2023, LVwG-606075 

VStG; ein Antrag auf Zahlungserleichterung bzw Strafmilderung (§ 20 VStG) oder auf Absehen einer Strafe ist als Einspruch 
gegen das Ausmaß der Strafe zu qualifizieren; der wiedergegebene Schuldspruch ist – zumal sich die Beschwerde nur gegen 
die Strafhöhe richtet – in Rechtskraft erwachsen 

 

LVwG Vbg 25.08.2023, LVwG-462-2/2023-R11  

StVO; bei einem Verbot nach § 59 Abs 1 lit b StVO muss im Rahmen einer Prognoseentscheidung das Verhalten einer 
Person im Straßenverkehr beurteilt und ermittelt werden, wie lange diese Person eine Gefahr für die Sicherheit des Straßen-
verkehrs bildet; die im § 7 Abs 4 FührerscheinG angeführten Wertungskriterien können zur Bestimmung der im § 59 Abs 2 
erster Satz StVO angeführten Umstände herangezogen werden 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
21.09.2023, Rs C-831/21 P, Fachverband Spielhallen und LM/ Kommission 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Art 107 Abs 1 AEUV – Begriff der Beihilfe – Voraussetzung des selektiven Vorteils – 
Steuerliche Behandlung von Spielbanken in Deutschland – Gewinnabschöpfung – Teilweise Abzugsfähigkeit der aufgrund 
dieser Abschöpfung entrichteten Beträge von der Bemessungsgrundlage der Einkommen- bzw Körperschaftsteuer und der 
Gewerbesteuer – Beschluss der Europäischen Kommission – Zurückweisung einer Beschwerde am Ende der Vorprüfungs-
phase mit der Begründung, dass diese Abzugsfähigkeit keine staatliche Beihilfe darstelle – Getrennte Feststellung des 
Nichtvorliegens eines wirtschaftlichen Vorteils und der fehlenden Selektivität – Auf die Feststellung der fehlenden Selektivität 
beschränkte Klage vor dem Gericht der Europäischen Union – Ins Leere gehende Klage – Ermittlung des Bezugssystems oder 
der ‚normalen‘ Steuerregelung durch die Kommission – Zu diesem Zweck vorzunehmende Auslegung des geltenden nationalen 
Steuerrechts – Einstufung der Gewinnabschöpfung als ‚besondere Steuer‘, die als ‚durch den Betrieb veranlasste Aufwen-
dungen‘ abzugsfähig ist – Grundsatz ne ultra petita 

 

21.09.2023, Rs C-47/22, Apotheke B 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Arzneimittel und kosmetische Mittel – Humanarzneimittel – Richtlinie 2001/83/EG – Art 77 
Abs 6 – Art 79 Buchst b – Art 80 Buchst b – Leitlinien für die gute Vertriebspraxis von Humanarzneimitteln – Vertriebsnetz 
für Arzneimittel – Inhaber einer Großhandelsgenehmigung, der Arzneimittel von Personen beschafft, die zur Abgabe von Arz-
neimitteln an die Öffentlichkeit befugt sind, ohne Inhaber einer Großhandelsgenehmigung zu sein oder von der Pflicht zur Er-
langung einer solchen Genehmigung befreit zu sein – Begriffe ‚ausreichend fachkundiges Personal‘ und ‚Verantwortlicher‘ – 

Aussetzung oder Widerruf der Großhandelsgenehmigung 

 

21.09.2023, Rs C-116/22, Kommission/ Deutschland (Protection des zones spéciales de conservation) 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Umwelt – Richtlinie 92/43/EWG – Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wildlebenden Tiere und Pflanzen – Art 4 Abs 4 und Art 6 Abs 1 – Unterbliebene Ausweisung der besonderen Schutzgebiete 
– Unterbliebene Festlegung der Erhaltungsziele – Unterbliebene oder nicht ausreichende Erhaltungsmaßnahmen – Verwal-
tungspraxis 

 

21.09.2023, Rs C-210/22, Stappert Deutschland 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Zollunion – Verordnung (EU) Nr 952/2013 – Zollkodex der Union – Art 60 Abs 2 – Ur-
sprungserwerb von Waren – Delegierte Verordnung 2015/2446 – Art 32 – Waren, an deren Herstellung mehr als ein Land 
oder Gebiet beteiligt ist – Anhang 22-01 – Primärregel für Waren der Unterposition 7304 41 des Harmonisierten Systems – 
Begriff ‚Hohlprofil‘ – ‚Rohrluppen‘ aus Stahl der Unterposition 7304 49 des Harmonisierten Systems, die durch Warmumfor-
mung hergestellt werden und aus denen durch Kaltumformung Stahlrohre der Unterposition 7304 41 des Harmonisierten Sys-
tems hergestellt werden können – Gültigkeit der Primärregel 
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21.09.2023, Rs C-478/21 P, China Chamber of Commerce for Import and Export of Machinery and Electronic Products 

ua/ Kommission 

Rechtsmittel – Dumping – Durchführungsverordnung (EU) 2018/140 – Einfuhren bestimmter Waren aus Gusseisen mit Ur-
sprung in der Volksrepublik China und in Indien – Endgültiger Antidumpingzoll – Nichtigkeitsklage – Zulässigkeit – Klagebe-
fugnis – Repräsentativer Verband von Ausführern – Verordnung (EU) 2016/1036 – Art 3 Abs 2, 3, 6 und 7 – Schädigung – 
Ermittlung des Volumens der Einfuhren – Eindeutige Beweise – Objektive Prüfung – Extrapolation – Ermittlung der Herstel-
lungskosten des Wirtschaftszweigs der Europäischen Union – Verrechnungspreise – Ursächlicher Zusammenhang – Seg-
mentbezogene Prüfung der Schädigung – Fehlen – Art 6 Abs 7 – Art 20 Abs 2 und 4 – Verfahrensrechte 

 

21.09.2023, Rs C-568/21, Staatssecretaris van Justitie en Veiligheid (Carte diplomatique) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts – Dublin-System – Verordnung (EU) 
Nr 604/2013 – Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines Antrags auf internati-
onalen Schutz zuständig ist – Zuständigkeit des Mitgliedstaats, der dem Antragsteller einen Aufenthaltstitel ausgestellt hat – 
Art 2 Nr l – Begriff ‚Aufenthaltstitel‘ – Von einem anderen Mitgliedstaat ausgestellter Diplomatenausweis – Wiener Übereinkom-
men über diplomatische Beziehungen 

 

21.09.2023, Rs C-770/21, OGL-Food Trade Lebensmittelvertrieb 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Zollunion – Verordnung (EU) Nr 952/2013 – Zollkodex der Union – Art 70 und 74 – Be-
stimmung des Zollwerts – Zollwert von Obst und Gemüse, für das die Einfuhrpreisregelung gilt – Verordnung (EU) 
Nr 1308/2013 – Art 181 – Delegierte Verordnung (EU) 2017/891 – Art 75 Abs 5 und 6 – Über dem pauschalen Einfuhrwert lie-
gender angemeldeter Transaktionswert – Absatz von Erzeugnissen zu den Bedingungen, die der Realität des Transaktions-
werts entsprechen – Verkauf mit Verlust durch den Einführer – Verbindung zwischen dem Einführer und dem Ausführer – Ge-
richtliche Überprüfung der Entscheidung zur Festsetzung der Zollschuld 

 

21.09.2023, Rs C-139/22, mBank (Registre polonais des clauses illicites) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 93/13/EWG – Missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen – An eine 
Fremdwährung gebundenes Hypothekendarlehen – Kriterien für die Beurteilung der Missbräuchlichkeit einer Umrech-
nungsklausel – Nationales Register der für unzulässig erklärten Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen – In-
formationspflicht 

 

21.09.2023, Rs C-143/22, ADDE ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts – Grenzkontrollen, Asyl und Einwande-
rung – Verordnung (EU) 2016/399 – Art 32 – Vorübergehende Wiedereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen 
durch einen Mitgliedstaat – Art 14 – Entscheidung über die Einreiseverweigerung – Gleichstellung von Binnen- und Außen-
grenzen – Richtlinie 2008/115/EG – Anwendungsbereich – Art 2 Abs 2 Buchst a 

 

21.09.2023, Rs C-151/22, Staatssecretaris van Veiligheid en Justitie (Opinions politiques dans l’État membre d’accueil) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts – Gemeinsame Politik im Bereich Asyl 
– Voraussetzungen für die Anerkennung als Flüchtling – Richtlinie 2011/95/EU – Art 10 Abs 1 Buchst e und Abs 2 – Verfol-
gungsgründe – ,Politische Überzeugung‘ – Begriff – Im Aufnahmemitgliedstaat entwickelte politische Überzeugung – Art 4 – 
Prüfung der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen dieser politischen Überzeugung 

 

21.09.2023, Rs C-164/22, Juan 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Rahmenbeschluss 2002/584/JI – Europäi-
scher Haftbefehl – Gründe für die Ablehnung der Vollstreckung – Art 3 Nr 2 – Grundsatz ne bis in idem – Begriff ‚dieselbe 
Handlung‘ – Komplex konkreter, untrennbar miteinander verbundener Umstände – Betrügerische Aktivitäten der gesuchten 
Person in zwei Mitgliedstaaten über zwei verschiedene juristische Personen und zum Nachteil verschiedener Opfer 
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21.09.2023, Rs C-510/22, Romaqua Group 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 102 und 106 AEUV – Öffentliche Unternehmen – Unternehmerische Freiheit – Nieder-
lassungsfreiheit – Unternehmen, das vollständig im Eigentum eines Mitgliedstaats steht und ohne wettbewerbliches Verga-
beverfahren ausschließliche Konzessionen für die Gewinnung von natürlichem Mineralwasser erhalten hat – Nationale Re-

gelung, die eine unbegrenzte Verlängerung der Konzession ermöglicht 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
21.09.2023, Rs C-605/21, Heureka Group (Comparateurs de prix en ligne) (GA Kokott) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schadensersatzklagen nach nationalem Recht wegen Zuwiderhandlungen gegen wett-
bewerbsrechtliche Bestimmungen – Möglichkeit, sich auf einen nicht bestandskräftigen Beschluss der Kommission zu stüt-
zen – Richtlinie 2014/104/EU – Zeitlicher Anwendungsbereich – Beginn der Zuwiderhandlung vor dem Inkrafttreten der Richt-
linie – Verjährungsfrist – Vereinbarkeit der ursprünglichen nationalen Regelung mit Art 102 AEUV und dem Grundsatz der 
Effektivität des Unionrechts 

 

21.09.2023, Rs C-299/22, Tez Tour (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Angleichung der nationalen Rechtsvorschriften – Pauschalreisen und verbundene Reise-
leistungen – Richtlinie (EU) 2015/2302 – Rücktritt vom Pauschalreisevertrag – Unvermeidbare und außergewöhnliche Um-
stände – Als Hochrisikogebiet für Covid-19 eingestufter Bestimmungsort – Zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses vorherseh-
bare Umstände – Berücksichtigung objektiver oder subjektiver Umstände – Anwendungsbereich des Begriffs ,Bestimmungsort 

oder in dessen unmittelbarer Nähe‘ 

 

21.09.2023, Rs C-301/22, Sweetman (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – Richtlinie 2000/60/EG – Ordnungsrahmen für Maßnahmen der Union im Bereich 
der Wasserpolitik – Art 4 Abs 1 Buchst a – Umweltziele bei Oberflächengewässern – Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die 
Genehmigung eines Vorhabens zu versagen, das eine Verschlechterung des Zustands eines Oberflächenwasserkörpers ver-
ursachen kann – Art 5 und Anhang II – Beschreibung der Typen der Oberflächenwasserkörper – Art 8 und Anhang V – 
Einstufung des ökologischen Zustands von Oberflächengewässern – See mit einer Oberfläche von weniger als 0,5 km² – 
Keine Verpflichtung, diesen Wasserkörper zu beschreiben und einzustufen – Verpflichtungen des Mitgliedstaats im Fall eines 

Vorhabens, das sich auf den Wasserkörper auswirken kann 

 

21.09.2023, Rs C-334/22, Audi (Support d’emblème sur une calandre) (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verordnung (EU) 2017/1001 – Art 9 Abs 2 und 3 – Rechte aus einer Unionsmarke – Be-
nutzung eines identischen oder ähnlichen Zeichens durch einen Dritten im Geschäftsverkehr – Autoersatzteile – Kühlergrills 
– Montageteil zum Einsetzen des Emblems des Automobilherstellers – Art 14 Abs 1 Buchst c und Abs 2 – Begrenzung der 
Wirkungen der Unionsmarke – Benutzung eines identischen oder ähnlichen Zeichens, um auf den Zweck einer Ware als Zu-
behör oder Ersatzteil hinzuweisen – Anständige Gepflogenheiten in Gewerbe oder Handel – Beurteilungskriterien 

 

21.09.2023, verb Rs C-414/22 u Rs C-584/22, DocLX Travel Events (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen – Richtlinie (EU) 2015/2302 – Rücktritt 
vom Pauschalreisevertrag – Außergewöhnliche und unvermeidbare Umstände – Nach dem Rücktritt von der Pauschalreise, 

aber vor deren Durchführung auftretende Ereignisse – Vorhersehbarkeit zum Zeitpunkt des Rücktritts vom Reisevertrag 

 

C. GERICHT 

 
Keine Urteile im Berichtszeitraum. 
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V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
14.09.2023, Beschwerde Nr 2264/12, Ainis u.a./Italien 

Verletzung von Art 2 EMRK (Recht auf Leben); Versäumnis der inländischen Behörden, das Leben des Angehörigen des Bf, 
der in Polizeigewahrsam an einer Überdosis Drogen starb, ausreichend und angemessen zu schützen 

 

14.09.2023, Beschwerde Nr 22296/20 und 37138/20, Baret und Caballero/Frankreich 

Keine Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Privatsphäre); absolutes gesetzliches Verbot der postmortalen Fortpflanzung 
im Inland und der Ausfuhr von Embryonen zu diesem Zweck nach Spanien, das dies erlaubt; Ausfuhrverbot zur Verhinderung 
der Gefahr einer Umgehung des Verbots der postmortalen Fortpflanzung; kein Unterschied, ob die Anträge auf medizinische 
Unterstützung bei der Fortpflanzung die Befruchtung oder den Embryotransfer nach dem Tod betreffen; großer Ermessens-
spielraum, der nicht überschritten wurde 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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